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Erkenntnisse  

Die Integration von Migrantinnen der zweiten und dritten Generation ist ein wichtiges Thema in der 
Migrationsforschung und -politik. Es sind jedoch nicht systematisch vergleichbare quantitative Daten 
sämtlicher Mitgliedstaaten der Europäischen Union über Migrantinnen (und Migranten) der zweiten 
Generation nach ethnischen Gruppen und Ländern verfügbar. Die aus internationalen Studien und 
wissenschaftlicher Literatur verfügbaren Informationen über die Lebensbedingungen und den Grad der 
Integration dieser Gruppe decken nicht die Situation aller Frauen (und Männer) der zweiten Generation in allen 
27 EU-Mitgliedstaaten nach unterschiedlicher Herkunft ab. 

Die verfügbaren Informationen weisen jedoch auf einige interessante Sachverhalte hin. Migrantinnen und 
Migranten der zweiten Generation erfahren Nachteile in den Bereichen Bildung, Beschäftigung, Wohnen und 
Gesundheit. Sie leben in städtischen Gebieten, die von geografischer ethnischer Segregation bedroht sind, 
heiraten häufiger innerhalb ihrer ethnischen Gruppen und folgen eher ihren ethnischen Traditionen, 
insbesondere wenn sie aus bestimmten Herkunftsgebieten kommen (Afrika und Asien) oder eine bestimmte 
Religion ausüben (Islam). Diese Nachteile gehen meist mit expliziter und impliziter Diskriminierung auf 
individueller und institutioneller Ebene durch die Aufnahmegesellschaften sowie mit Geschlechter- und 
ethnischen Stereotypen einher. 

Die spezifischen Indikatoren für die soziale Situation und den Grad der Integration von Migrantinnen der 
zweiten und dritten Generation in dieser Studie sind: Bildungserfolge und Perspektiven der 
Zielbevölkerungsgruppe; die geografische Polarisation und Segregation dieser Frauen im städtischen und 
ländlichen Umfeld; Familien- und Heiratsmuster; Arbeitsmarktintegration und Strategien für die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben; die allgemeine Gesundheitssituation der Zielbevölkerungsgruppe; sowie die 
                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/696916/IPOL_STU(2021)696916_EN.pdf 

ABRISS 

Diese auf Ersuchen des Ausschusses für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der 
Geschlechter (FEMM) von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments in Auftrag gegebene Studie gibt einen Überblick über die soziale 
Situation und den Grad der Integration von Migrantinnen der zweiten und dritten Generation. 
Dieses Thema wird anhand spezifischer Indikatoren, nämlich Wohnverhältnisse, Familienmuster, 
Arbeitsmarktintegration und Gesundheitssituation, untersucht.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/696916/IPOL_STU(2021)696916_EN.pdf
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Zugangsebenen und -gewohnheiten, was Reproduktionsrechte anbelangt. In der Studie werden auch die in 
der verfügbaren Literatur enthaltenen Definitionen der Begriffe Integration und Transnationalismus erörtert 
und Definitionen für die zweite und dritte Einwanderungsgeneration vorgeschlagen. 

Obwohl allgemein keine einheitlichen und aktualisierten Daten aller 27 EU-Mitgliedstaaten vorliegen, lassen 
sich dennoch einige relevante Ergebnisse feststellen. Zunächst kann festgestellt werden, dass die 
Bildungsergebnisse von Kindern mit Migrationshintergrund in der EU nicht so gut wie die Ergebnisse 
einheimischer Kinder sind. Die für die gesamte Schülerpopulation geltenden geschlechtsspezifischen 
Unterschiede in der Bildung in der EU sind wohl bekannt. Sie lassen sich eindeutig an den Leistungen der 
Schülerinnen und Schüler im Fach Lesen (in dem Mädchen bessere Ergebnisse erzielen) und im Fach 
Mathematik (hier erzielen Jungen bessere Ergebnisse) erkennen. Es gehen mehr Jungen als Mädchen vorzeitig 
von der Schule ab. Die geschlechtsspezifischen Unterschiede bei den schulischen Leistungen von 
Minderheiten der zweiten Generation sind häufig größer als bei der Mehrheitsbevölkerung derselben 
Altersgruppe und desselben Bildungsniveaus. Stark selektive Bildungssysteme und mangelnde interkulturelle 
Sensibilität bei Schulpersonal wirken sich negativ auf die Bildungsergebnisse ethnischer Minderheiten aus.  

Empfehlungen  

Um den Mangel an spezifischen statistischen Informationen zu beheben, sollten das Europäische Parlament 
und der Rat die Mitgliedstaaten auffordern, vergleichbare und verlässliche Daten zu erheben. Das Parlament 
sollte die Kommission und Eurostat auffordern, die nationalen Statistikbehörden dabei zu unterstützen, 
Datenschutzprotokolle für einzelne, nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten über die ethnische Zugehörigkeit 
bereitzustellen. Dem Widerstand nationaler und lokaler Akteure gegen die Erhebung von Daten über ethnische 
Minderheiten sollte mit Initiativen zur Stärkung des Schutzes und der Integration von ethnischen Minderheiten 
begegnet werden. Diese Initiativen könnten zu einer klareren Definition der EU-Migrationspolitik und zur 
Stärkung des Schutzes ethnischer Minderheiten in den Mitgliedstaaten führen.  

Faktoren, die den Bildungserfolg an der Schnittstelle von Geschlecht und ethnischer Zugehörigkeit 
beeinflussen, sollten gleichzeitig in Angriff genommen werden, um Verbesserungen zu erzielen. Zu diesen 
Faktoren zählen: Geschlechterstereotypen über Kinder, einschließlich Mädchen der zweiten Generation; 
gegensätzliche Formen von impliziter und expliziter Diskriminierung, die Kinder der zweiten Generation davon 
abhalten können, gute Leistungen zu erzielen; die Notwendigkeit, Multikulturalismus und den Kulturaustausch 
unter Schülerinnen und Schülern zu fördern; sowie die Notwendigkeit, die Selektivität in den Bildungssystemen 
(zwischen der beruflichen und akademischen Laufbahn) zu verringern, da sie ethnische Minderheiten vom 
Bildungserfolg abhält.  

Das Parlament und der Rat sollten die Mitgliedstaaten auffordern, Maßnahmen zur Einführung von 
Bildungsmodellen zu ergreifen, die die Integration von ethnischen Minderheiten, einschließlich Migrantinnen 
und Migranten der zweiten Generation, wirksam unterstützen. Das Programm „Erasmus+“ ist eine gute 
Möglichkeit für Akteure in den Mitgliedstaaten (auch Schulen und einzelne Bürgerinnen und Bürger), um 
bewährte Verfahren zu Multikulturalismus in der Bildung auszutauschen und verschiedene Formen der 
Diskriminierung anzugehen.  

Das Parlament könnte die Kommission auffordern, die Durchführung des Programms „Bürgerinnen und Bürger, 
Gleichstellung, Rechte und Werte“, des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und des Fonds 
„NextGenerationEU“ genau zu überwachen. Des Weiteren könnte das Parlament die Kommission, den Rat und 
die Mitgliedstaaten dazu anhalten, mehr Initiativen zur Koordinierung der Bildungspolitik, zur Sensibilisierung 
und zum Aufbau von Kapazitäten für Schulpersonal zu ergreifen, um nicht nur die Integration ethnischer 
Minderheiten zu fördern, sondern sich gleichzeitig auch für die Gleichstellung der Geschlechter einzusetzen.  

Der Segregation von Migrantinnen und Migranten der zweiten Generation kann entgegengewirkt werden, 
indem durch eine zielgerichtete Wohnungspolitik implizit indirekte Formen der Preiskontrolle über 
Wohnungsmieten eingeführt werden. Das Sozialwohnungswesen sollte einen multiethnischen sozialen 
Kontext begünstigen, indem ethnische Mehrheiten und ethnische Minderheiten proportional vertreten sind. 
Das Parlament könnte die Kommission auch auffordern, Maßnahmen für das Sozialwohnungswesen auf 
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regionaler Ebene im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) genau zu überwachen, 
um der räumlichen Segregation entgegenzuwirken. 

Der EU-Rahmen zur Unterstützung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sollte sorgfältig auf die 
Bedürfnisse von Migrantenfamilien der zweiten Generation zugeschnitten werden. Frauen aus dieser Gruppe, 
die bereits eine extrem unsichere Position auf dem Arbeitsmarkt haben, sind einem höheren Risiko ausgesetzt, 
ihre Arbeitsplätze zu verlieren, wenn sie Kinder haben. Das Parlament sollte die Mitgliedstaaten daher 
nachdrücklich auffordern, ihre Politik zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben vollständig umzusetzen. 
Dabei sollte auch die frühkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) berücksichtigt werden. Dies ist 
nicht nur für die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben notwendig, sondern auch, um einen erfolgreichen 
Bildungsweg für die Kinder von Migrantinnen und Migranten der ersten, zweiten und dritten Generation zu 
unterstützen. Die Kommission sollte wirksame Strategien (u. a. auch für FBBE) fördern, die sowohl der 
ethnischen Zugehörigkeit als auch der Gleichstellung der Geschlechter Rechnung tragen. 

Die EU-Organe, insbesondere die Kommission, sollten wirksame Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe von 
Migrantinnen der zweiten Generation am Arbeitsmarkt unterstützen, indem sie den Prozess des Europäischen 
Semesters und die Durchführung des ESF+ überwachen. Das Parlament könnte die Mitgliedstaaten mit 
Nachdruck auffordern, entsprechende Maßnahmen und Initiativen zu ergreifen.  

Die koordinierten Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie haben gezeigt, dass die 
Koordinierung der Gesundheitspolitik für das Wohlergehen aller in der EU lebenden Bevölkerungsgruppen von 
entscheidender Bedeutung ist. Das Parlament könnte den Rat und die Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auffordern, die Zusammenarbeit in der Gesundheitspolitik zu verbessern, insbesondere im Bereich der 
Gesundheitsvorsorge, z. B. was Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Diabetes anbelangt. Diese Initiativen sollten 
alle ansässigen Bevölkerungsgruppen einbeziehen und könnten durch den Fonds „EU4Health“ unterstützt 
werden. Initiativen zur Verbesserung der Fähigkeit von Gesundheitspersonal, ethnischen Minderheiten – 
insbesondere Frauen ethnischer Minderheiten – individuelle Hilfe zu leisten, könnten im Rahmen der 
vorhandenen Finanzierungsinstrumente (ESF+) gefördert werden. 
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